Satzung des Reiterverein Einöd e.V.
§1
Name, Sitz und Geschäftsjahr
Der Verein führt den Namen „Reiterverein Einöd e.V.“. Er hat seinen Sitz in Homburg-Einöd und ist beim Amtsgericht Homburg unter der Nr. VR 654 in das Vereinsregister eingetragen und dem Pferdesportverband Saar e.V. angeschlossen. 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
§2 Zweck und Aufgabe des Vereins
„Der Verein dient dem Tierschutz, der Förderung des Sports, speziell des Pferdesports und der Pferdezucht.

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.
„Zur Einreichung der Zwecke stellt sich der Vereine folgende Aufgaben:“

Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch:

· Ausbildung von Reitern und Pferden gemäß der LPO, den besonderen Bestimmungen der Landeskommission sowie der StVO und die Pflege des Tierschutzgedankens nach dem Tierschutzgesetz

· Unterweisung seiner Mitglieder auf dem Gebiet der  Freizeitreiterei, der Sportreiterei, dem Voltigieren und dem Kutsche fahren

· Unterweisung seiner Mitglieder auf dem Gebiet der Pferdezucht, und der Pferdehaltung

· Durchführung von Pferdeleistungsschauen (Turnieren), Reitjagden, Reitertagen und ähnlichen Pferdesportlichen Veranstaltungen im Rahmen der Zweckbetriebseigenschaft

· Förderung der Jugend in allen Spaten des Pferdesports und der Pferdezucht im Rahmen der Zweckbetriebseigenschaft durch anbieten von Leistungsprüfungen für junge Turnierpferde und Trainingsmöglichkeiten auf unseren Reitplätzen. 

Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

Alle Inhaber von Vereinsämtern sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. 
Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des Wertes eines Anteils eines Vereinsvermögens.
Jeder Beschluss über die Änderung der Satzung ist vor dessen Anmeldung beim Registergericht dem zuständigen Finanzamt vorzulegen.

Der Verein ist politisch und religiös neutral und steht in all seinen Belangen auf der Grundlage der freiheitlich demokratischen Grundordnung. Der Verein fördert die Funktion des Sports als verbindendes Element zwischen Nationalitäten, Kulturen, Religionen und sozialen Schichten. Er bietet Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen unabhängig von Geschlecht, Abstammung, Hautfarbe, Herkunft, Glauben, sozialer Stellung oder sexueller Identität eine sportliche Heimat. Mitglieder, die eine mit diesen Grundsätzen unvereinbare Gesinnung im Vereinsleben offenbaren, werden aus dem Verein ausgeschlossen.
Die Mitglieder sind hinsichtlich der ihnen anvertrauten Pferde verpflichtet, stets die Grundsätze des Tierschutzes zu beachten, insbesondere
a) die Pferde ihren Bedürfnissen entsprechend angemessen zu ernähren, zu pflegen und verhaltens - und tierschutzgerecht unterzubringen.

b) den Pferden ausreichend Bewegung zu ermöglichen.

c) Die Grundsätze verhaltens – und tierschutzgerechter Pferdeausbildung zu wahren, d.h. ein Pferd nicht unreiterlich zu behandeln, z.B. zu quälen, zu misshandeln oder unzulänglich zu transportieren.

Auf Turnieren unterwerfen sich die Mitglieder der Leistungs-Prüfungs- Ordnung (LPO) der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) einschließlich ihrer Rechtsordnung. Verstöße gegen die dort aufgeführten Verhaltensregeln (§ 920 LPO) können gem. § 921 LPO mit Verwarnung, Geldbußen und/oder Sperren geahndet werden. Außerdem können dem Mitglied die Kosten des Verfahrens auferlegt und die Entscheidung veröffentlicht werden.

Verstöße gegen das Wohl des Pferdes können durch LPO -Ordnungsmaßnahmen auch geahndet werden, wenn sie sich außerhalb des Turnierbetriebes ereignen.
§ 3

Erwerb der Mitgliedschaft
Mitgliedsbeitrag
Bei Erwerb der Mitgliedschaft:

1) Der Mitgliedsbeitrag wird auf Vorschlag des Vorstandes von der Mitgliederversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit festgesetzt.

2) Der Jahresbeitrag ist am 31. März eines Jahres fällig, und muss bis dahin auf dem Konto des Vereins eingegangen sein. 

3) Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer der Mitgliedschaft verpflichtet, dem Verein ein SEPA-Mandat für den Lastschrifteinzug der Mitgliedsbeiträge zu erteilen. Die Erklärung des Mitglieds dazu erfolgt mit auf dem Aufnahmeantrag.

4) Die Beiträge zieht der Verein von den Mitgliedern

        zum Fälligkeitstermin ein.

5)  Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein laufend Änderungen der Kontoangaben (IBAN und BIC), den Wechsel des Bankinstituts sowie die Änderung der persönlichen Anschrift und der E-Mailadresse mitzuteilen.

6)    Mitglieder, die nicht am Einzugsverfahren teilnehmen können, tragen den erhöhten Verwaltungs- und Bearbeitungsaufwand des Vereins im Rahmen einer Bearbeitungsgebühr, die der Vorstand festsetzt.

7)    Weitere Einzelheiten zum Beitragswesen kann der Vorstand in einer Beitragsordnung regeln. 

8)   Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht erfolgen und wird der Verein dadurch mit Bankgebühren (Rücklastschriften) belastet, sind diese Gebühren vom Mitglied zu tragen. 

9)  
Wenn die Beiträge zum Zeitpunkt der Fälligkeit und Lastschrift nicht beim Verein eingegangen sind, befindet sich das Mitglied ohne weitere Mahnungen in Zahlungsverzug. Der ausstehende Jahresbeitrag ist dann bis zu einem Eingang gem.  § 288 Abs. 1 BGB mit 4 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247  BGB zu verzinsen. 

10) 
Im Übrigen ist der Verein berechtigt, ausstehende Beitragsforderungen gegenüber dem Mitglied gerichtlich oder außergerichtlich geltend zu machen. Die dadurch anfallenden Kosten und Gebühren hat das Mitglied zu tragen.

Die Mitgliedschaft beinhaltet die Verpflichtung, jederzeit für die Interessen des Vereins einzutreten. Jedes Mitglied erwirbt zugleich mit der Aufnahme in den Verein die Einzelmitgliedschaft im Pferdesportverband Saar e. V. 

Die Vereinsmitglieder können die Einrichtungen des Vereins unter Beachtung der vom Vorstand erlassenen Richtlinien und Beschlüsse benutzen. Die Vereinsmitglieder haften für Schäden, die sie dem Verein oder Dritten oder deren Sachen bei der Benutzung der vereinseigenen Einrichtungen verursachen.

Der Verein, seine Organmitglieder sowie die im Interesse und für die Zwecke des Vereins im Auftrag handelnden Personen haften gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig verursachte Schäden oder Verluste, die Mitglieder im Rahmen des Vereinsbetriebs, bei der Benutzung von Anlagen, Einrichtungen, Schäden oder Verluste die nicht durch die Versicherungen des Vereins gedeckt sind. Soweit hiernach Versicherungsschutz besteht, ist § 31a Abs. 1 Satz 2 BGB nicht anzuwenden. 

Werden Personen nach Abs. (6) von Dritten im Außenverhältnis zur Haftung herangezogen, ohne dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, haben diese gegen den Verein einen Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen zur Abwehr der Ansprüche sowie auf Freistellung von den Ansprüchen Dritter.

§ 4
Mitglieder, Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende
Der Verein hat Mitglieder, Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende.

Ehrenmitglieder können um die Förderung des Vereins besonders verdient Personen werden. 

Ehrenmitglieder werden durch den Verein ernannt.

Ehrenvorsitzende können Vorsitzende werden, die dem Verein erfolgreich vorgestanden haben. Sie werden auf Vorschlag des Vorstandes von der Mitgliederversammlung gewählt.

§ 5

Beendigung der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft endet 

a) mit dem Tod des Mitglieds

b) durch freiwilligen Austritt

c) durch Streichung von der Mitgliederliste

d) durch Ausschluss aus dem Verein.

Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 1. Vorsitzenden; er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung der Kündigungsfrist von 3 Monaten möglich.

Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, sofern die Voraussetzungen des §5 Absatz 2 dieser Satzung erfüllt sind. Nach erfolgter Streichung ist das Mitglied hiervon zu unterrichten.

Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, insbesondere vereinsschädigendes Verhalten bzw. unreiterliches Verhalten i.S. der LPO gezeigt hat, durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Von der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer Frist von 4 Wochen die Möglichkeit zu geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich gegenüber dem Vorstand zu rechtfertigen. Eine schriftliche Stellungnahme des betroffenen ist in der Vorstandssitzung, in der über den Ausschluss entschieden werden soll, zu verlesen. Der Vorstandsbeschluss über den Ausschluss eines Mitglieds kann nur mit ¾ - Mehrheit der satzungsmäßigen Vorstandsmitglieder und in der geheimen Wahl erfolgen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen und dem Mitglied mittels Eingeschriebenem Brief bekannt zu geben. Gegen den Ausschließungsbeschluss des Vorstandes steht dem Mitglied das Recht der Beschwerde an die Mitgliederversammlung zu.
Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. Die Beschwerde muss innerhalb einer Frist von einem Monat ab Zugang des Ausschließungsbeschlusses gegenüber dem 1. Vorsitzenden des Vereins schriftlich eingelegt werden. Ist die Beschwerde rechtzeitig eingelegt, so hat der Vorstand innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der Beschwerde die Mitgliederversammlung zur Entscheidung über die Beschwerde einzuberufen. Geschieht dies nicht, gilt der Ausschließungsbeschluss als nicht erlassen.
Macht das Mitglied von dem Recht der Beschwerde gegen den Ausschließungsbeschluss keinen Gebrauch oder versäumt es die Beschwerde, so unterwirft es sich damit dem Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass die Mitgliedschaft beendet ist.

Die Ehrenmitgliedschaft sowie die Stellung (der Status) als Ehrenvorsitzende enden mit der Vereinsmitgliedschaft.

§6

Mitgliedsbeiträge

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. 

Die Höhe des Jahresbeitrages wird von der Mitgliederversammlung bestimmt. Der Jahresbeitrag ist für das laufende Jahr bis spätestens zum 31.03. zu entrichten.
1)
Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende sind von der Pflicht der Beitragszahlung befreit.

2)    Die Beiträge zieht der Verein von den Mitgliedern zum Fälligkeitstermin ein.

3) Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer der Mitgliedschaft verpflichtet, dem Verein SEPA-Mandat für den Lastschrifteinzug der Mitgliedsbeiträge zu erteilen. Die Erklärung des Mitglieds dazu erfolgt mit dem Aufnahmeantrag.

4) Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein laufend Änderungen der Konto -angaben (IBAN und BIC), den Wechsel des Bankinstituts sowie Änderungen der persönlichen Anschrift und der E-Mail-Adresse mitzuteilen.

5) Mitglieder, die nicht am Einzugsverfahren teilnehmen können, tragen den erhöhten Verwaltungs- und Bearbeitungsaufwand des Vereins im Rahmen einer Bearbeitungsgebühr, die der Vorstand festsetzt.

6)   
Weitere Einzelheiten zum Beitragswesen kann der Vorstand in einer Beitragsordnung regeln.

7)   
Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht erfolgen und wird der Verein dadurch mit Bankgebühren (Rücklastgebühren) belastet, sind diese Gebühren vom Mitglied zu tragen.

8)   
Wenn die Beiträge zum Zeitpunkt der Fälligkeit und Lastschrift nicht beim Verein eingegangen sind, befindet sich das Mitglied ohne weitere Mahnungen in Zahlungsverzug. Der ausstehende Jahresbeitrag ist dann bis zu seinem Eingang gemäß § 288 Abs. 1 BGB mit 4 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen.

9)  
Im Übrigen ist der Verein berechtigt, ausstehende Beitragsforderungen gegenüber dem Mitglied gerichtlich und außergerichtlich geltend zu machen, Die dadurch anfallenden Kosten und Gebühren hat das Mitglied zu tragen.
§ 7

Rechte und Pflichten der Mitglieder
Die Mitglieder sind verpflichtet, die Satzung sowie die Beschlüsse des Vorstandes zu befolgen.

Die Mitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen und Anlagen im Verein, nach Maßgabe näherer vom Vorstand zu erlassender Richtlinien, zu benutzen.

Der Vorstand legt die jährlich zu zahlende Anlagennutzungsgebühr fest.

Gleichzeitig bestimmt der Vorstand, dass das Mitglied einen Teil der Anlagennutzungsgebühr durch abzuleistende Arbeitsstunden erbringen kann. In soweit legt der Vorstand auch fest, welcher Betrag für eine geleistete Arbeitsstunde in Ansatz zu bringen ist.

Die Anlagennutzungsgebühr ist fällig zum 31.03. eines jeden Jahres.

Säumige Zahler erhalten nach Fälligkeit eine Mahnung mit einmonatiger Zahlungsfrist, in der dem Mitglied die Anlagennutzung untersagt wird. Bis zum Ausgleich der Anlagennutzungsgebühr ist das Mitglied dann von dem Recht der Nutzung der Einrichtungen und Anlagen des Vereins ausgeschlossen.

Die Anlagennutzungsgebühr erhöht sich pro Mahnung um eine Mahngebühr von 10,00€.

Jedes Mitglied ist verpflichtet, den Verein über Änderungen in seiner Person, die Einfluss auf die Höhe des zu zahlenden Jahresbeitrages haben, zu informieren. Insbesondere sind Änderungen von Adressen und Bankverbindungen dem Verein unverzüglich anzuzeigen.

§8 

Organe des Vereins

Organe des Vereins sind
a) die Mitgliederversammlung
b) der Vorstand
Die Organmitglieder des Vereins üben ihre Tätigkeit grundsätzlich ehrenamtlich aus. 

Bei Bedarf können diese Ämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten entgeltlich auf Grundlage eines Dienst- oder Arbeitsvertrags oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG (Ehrenamtspauschale) ausgeübt werden.

Sonstige Tätigkeiten für den Verein außerhalb der Organfunktion können gesondert vergütet werden.

Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung, zum Beispiel für Dienst- oder Werkleistungen, oder Aufwandsentschädigung, zum Beispiel für nebenberufliche Übungsleiter, zu beauftragen. 

Maßgebend ist die Haushaltslage des Vereins.

Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Geschäftsstelle ist der Vorstand ermächtigt, im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten hauptamtlich Beschäftigte einzustellen.

Die Entscheidung über eine Vergütung der Vereinstätigkeit trifft der Vorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung.

Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungsersatzanspruch 

nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon, usw.
Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, nachgewiesen werden.

Vom Vorstand können per Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten Grenzen über die Höhe des Aufwendungsersatzes nach § 670 BGB festgesetzt werden. 

§ 9

Die Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten zuständig:

1. Die Wahl des Vorstandes und der Kassenprüfer.

2. Die Entgegennahme der Jahresberichte und der Jahresrechnung.
3. Die Entlastung des Vorstandes.

4. Die Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins.

5. Die Beschlussfassung über die Änderung der Satzung.

6. Die Beschlussfassung über die sonstigen mit dieser Satzung der Mitgliederversammlung übertragenen Aufgaben.

Die Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereichen des Vorstandes fallen, kann die Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand kann seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereiches die Meinung der Mitgliederversammlung einholen.

In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied – auch Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende – eine Stimme. Stimmberechtigt ist jedes Mitglied ab vollendetem 16. Lebensjahr. Beim Eintritt in den Verein ist von Inhabern der Elterlichen Sorge eine Erklärung abzugeben, dass der Jugendliche zur Stimmabgabe in der Mitgliederversammlung ermächtigt ist. Die Ausübung des Stimmrechts kann nicht auf andere Personen übertragen werden.

§10a 
Einberufung der Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung tritt mindestens einmal im Jahr zusammen. 
Die Einladung erfolgt durch ein Einladungsschreiben des Vorstandes, mit Bekanntgabe der vorläufig festgesetzten Tagesordnung, das mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstermin per Mail, Whats App Gruppe des RV Einöd und Aushang bekannt gegeben wird. Auf Wunsch kann die Einladung auch mittels einfachen Brief erfolgen. 

Dieser soll wenigstens zwei Wochen vorher abgesandt werden, maßgebend ist das Datum des Poststempels. 
Die Einladung muss Ort, Datum und Tagesordnung der Versammlung enthalten.

§10b 
Aufgaben der Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung ist zur Beratung und zur Beschlussfassung über:

-  
grundlegende Vereinsangelegenheiten
-  
zur Wahl des Vorstandes

· Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses und Ausweis der Rücklagen berufen; sie ist Rechtsmittelinstanz bei der Ablehnung eines Aufnahmeantrages und beim Ausschluss eines Vereinsmitgliedes. 

· Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer für die Dauer eines Jahres. 
Wiederwahl der Kassenprüfer ist zulässig. 


Die Mitgliederversammlung entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit der Erschienen, d. h. die Zahl der Ja-Stimmen muss die Zahl der Nein -Stimmen überwiegen. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitglieder -versammlung ist beschlussfähig.

· Die Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung muss

erfolgen, wenn ¼ der volljährigen Mitglieder des Vereins dies schriftlich beim Vorstand beantragt.
§11

Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.
Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied, geleitet.

Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, so bestimmt die Mitglieder -versammlung den Leiter. Bei Wahlen ist die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion einem von der Mitgliederversammlung zu wählenden Leiter zu übertragen. 

Die Mitgliederversammlung entscheidet mit einfacher Stimmmehrheit. Bei Beschlussfassungen über die Auflösung des Vereins ist ein ¾ Mehrheit der erschienenen Mitglieder erforderlich. Die Beschlussfassung über die Änderung der Satzung ist eine 2/3 – Mehrheit der anwesenden Mitglieder erforderlich.

Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn 1/3 der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt.

Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zulassen.  

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist vom Schriftführer des Vereins ein Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. Ist der Schriftführer nicht anwesend, wird vom Versammlungsleiter ein Protokollführer bestimmt. Zum Protokollführer kann auch ein Nicht-Mitglied bestimmt werden. Das Protokoll hat folgende Feststellung zu enthalten:

Ort und Zeit der Versammlung, die Person, des Versammlungsleiters und des Protokollführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder,  die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung.
Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden.

§12
Außerordentliche Mitgliederversammlung

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitglieder -versammlung einberufen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins dies erfordert, oder wenn die Einberufung von 1/10 aller Mitglieder schriftlich und unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. 

Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die Regelungen für die Mitgliederversammlung entsprechend.
§13
Vorstand

Der Vorstand besteht aus
1. dem 1. Vorsitzenden

2. dem 2. Vorsitzenden

3. dem Kassenwart

4. dem Gerätewart

5. dem Jugendwart

6. dem Freizeitbeauftragten

7. dem Sportwart

8. dem Schriftführer

9. dem Pressewart

10. 4 Beisitzern

Der 1. Vorsitzende, der Kassenwart, der Jugendwart, der Schriftführer, der Pressewart und zwei Beisitzer werden in geraden Jahren gewählt. 
Der 2. Vorsitzende, der Gerätewart, der Freizeitbeauftragte, der Sportwart und zwei Beisitzer werden in ungeraden Jahren gewählt. 

Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von zwei Jahren, vom Tage der Wahl angerechnet, gewählt. Sie bleiben jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. Die Wahlen zum Vorstand erfolgen schriftlich und geheim. Bei nur einem Wahlvorschlag kann per Akklamation gewählt werden. Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen, gültigen Stimmen erhält. Die Beisitzer werden in einem Wahlgang gewählt. Hierbei kann jedes Mitglied von den vorgeschlagenen Bewerbern maximal zwei Bewerber mit einem Stimmvermerk versehen. Die beiden Bewerber, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen, sind gewählt.
Als Vorstandsmitglieder können nicht gewählt werden:
Die jeweiligen Pächter der Reiterklause sowie Personen, die bei dem Verein in einem die Sozialversicherungspflicht begründetem Arbeitsverhältnis stehen.
Vorstand des Vereins im Sinne des §26 BGB sind der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsitzende. Beide Vorstandsmitglieder sind jeder für sich alleine vertretungs -berechtigt.

§14
Die Aufgabe d4s Vorstandes

Der Vorstand hat folgende Aufgaben:

1. die laufenden Geschäfte des Vereins zu führen

2. das Vermögen des Vereins zu Verwalten

3. über die Aufnahme, den Ausschluss von Mitgliedern sowie über die Streichung aus der Mitgliederliste zu beschließen

4. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnungen

5. Einberufung der Mitgliederversammlung

6. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung

§15
Beschlussfassung des Vorstandes

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen, die vom 1. Vorsitzenden – bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden – schriftlich oder fernmündlich einberufen werden. Eine Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Es ist ausreichend, wenn die Tagesordnung den Vorstandsmitgliedern zu Beginn der Sitzung bekannt gegeben wird. Der Vorstand ist unabhängig von der Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. Die Vorstandssitzung leitet der 1.Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der 2. Vorsitzende.

Über die Vorstandssitzung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Vorsitzenden sowie dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. Das Protokoll soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. Jedes Mitglied hat das Recht, die Sitzungsprotokolle einzusehen. Diese werden am Schwarzen Brett veröffentlicht.
§16
Rechnungsprüfung

Die Kassenprüfung erfolgt jährlich durch zwei von der Mitgliederversammlung zu wählenden Kassenprüfern. Die Wiederwahl ist zweimal möglich.

Die Mitgliederversammlung kann allerdings auch von der Wahl der Kassenprüfer absehen und stattdessen selbst- oder den Vorstand dazu ermächtigen – einen Angehörigen der steuerberatenden Berufe mit der Erstellung eines Jahresabschlusses und der prüfenden Durchsicht des Rechnungswesens zu beauftragen. Über das Ergebnis der vorgenommenen Prüfung ist die Mitgliederversammlung zu informieren; eine aussagekräftige Bescheinigung ist dem Jahresabschluss beizufügen.
§17
Auflösung des Vereins

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall aller steuer - begünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins dem Pferde -sportverband Saar e. V. in Saarbrücken zu. 
Das Vermögen ist unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden.
Homburg – Einöd  06.11.2019                                          Der Vorstand
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